
Daher ist auch die Einhaltung derjenigen gesetzlichen 
Bestimmungen von entscheidender Bedeutung, die un­
mittelbar der Festigung von Staat und Wirtschaft 
dienen.

Die Gesetzlichkeitsaufsicht über die WB wird, 
obgleich es sich bei ihnen um zentrale Organe der 
Wirtschaftsleitung handelt, durch die Staatsanwälte der 
Bezirke ausgeübt. Die Staatsanwälte der Bezirke 
müssen die erforderlichen Maßnahmen zur Herstellung 
von Kontakten zu den VVB treffen. Sie müssen dabei 
eng mit der Partei der Arbeiterklasse und mit den 
Gewerkschaften Zusammenarbeiten.

Die Staatsanwälte nehmen zunächst mit den für die 
ökonomische Entwicklung wichtigsten WB Ver­
bindung auf, z. B. WB Braunkohle, VVB Ausrüstung 
für Schwerindustrie und Getriebebau, WB Zement 
und Beton, VVB Landmaschinen- und Traktorenbau. 
Durch die Gesetzlichkeitsaufsicht ! ist zu gewähr­
leisten, daß die Prinzipien des neuen Gesetzes einge­
halten und keine Maßnahmen durchgeführt werden, 
die dem Gesetz widersprechen. Für den Überblick des 
Generalstaatsanwalts über die einheitliche Durch­
setzung der Gesetzlichkeit in den WB ist eine genaue 
Information aus den Bezirken erforderlich. Diese er­
folgt in der Regel durch Monatsberichte bzw. bei be­
sonderen Anlässen durch sofortige Berichterstattung.

Führen Maßnahmen des Kreisstaatsanwalts gegen 
einen VEB (Z) in seinem Kreis nicht zum Erfolg, so 
ist der Vorgang vom Bezirksstaatsanwalt zu über­
nehmen. Liegen die Betriebe der VVB in verschiedenen 
Bezirken, so verkehren die Bezirke unmittelbar mit­
einander. Nur wenn unterschiedliche Meinungen vor­
liegen, ist der Vorgang dem Generalstaatsanwalt zu 
unterbreiten. Wichtige Entscheidungen, insbesondere 
Einsprüche und Hinweise, sind dem Generalstaatsan­
walt sofort in Abschrift zu übersenden.

Die Teilnahme der Staatsanwälte an den Sitzungen 
des Wirtschaftsrats bei den Räten der Bezirke und der 
Plankommission bei den Räten der Kreise wird nur 
in besonderen Fällen notwendig sein. Die Wirtschafts­
räte sowie die Plankommissionen sind für die Planung 
und Kontrolle in ihrem örtlichen Zuständigkeitsbe­
reich verantwortlich. Ihnen obliegt die Ausarbeitung 
der Entwürfe der Perspektivpläne und Jahrespläne 
zur Entwicklung der Volkswirtschaft. Sie haben die 
Durchführung der Pläne durch alle Wirtschaftsorgane 
zu sichern. Daher werden sie sich in ihren Sitzungen 
zum größten Teil mit Maßnahmen der operativen Wirt­
schaftsleitung beschäftigen. Die Staatsanwälte der Be­
zirke und Kreise müssen sich jedoch mit der Tages­
ordnung vertraut machen und Beschlüsse, soweit sie 
nicht reine Planungsfragen, organisatorische Aufgaben 
usw. betreffen, erforderlichenfalls überprüfen und aus- 
werten.

Es kann für diese Tätigkeit kein starres System 
geben. Wichtig ist zunächst, Erfahrungen zu sammeln, 
um die richtige Arbeitsmethode auf diesem Gebiet zu 
entwickeln. Ein schneller Erfahrungsaustausch wird 
hierbei eine wirksame Hilfe sein.

Einsprüche gegen Beschlüsse des Wirtschaftsrats 
können auch bei dessen Vorsitzenden erhoben werden, 
denn der Wirtschaftsrat ist ein Organ sowohl des Rates 
des Bezirks als auch der Staatlichen Plankommission. 
Die Aufgaben des Wirtschaftsrats werden in Haupt­
fragen von der Staatlichen Plankommission zentral 
gestellt.

Einsprüche, die über den Wirtschaftsrat hinaus ver­
folgt werden müssen, können daher entweder durch 
den Staatsanwalt des Bezirks beim Vorsitzenden des 
Rats des Bezirks oder durch den Generalstaatsanwalt 
beim Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission er­
hoben werden.

In geeigneten Fällen können Einsprüche und Hin­
weise auch an die Leiter der Fachorgane beim Rat des 
Bezirks gerichtet werden.

Einsprüche gegen ungesetzliche Ratsbeschlüsse und 
Gesetzesverletzungen bedeutender Art, die von Fach­
organen begangen wurden, sind stets an den Vor­
sitzenden des Rates des Bezirks zu richten.

Über Einsprüche bei den Wirtschaftsräten und Fach­
organen sollten die Vorsitzenden der Räte der Bezirke 
informiert werden.

Bei den Organen der Räte der Kreise ist ent­
sprechend zu verfahren.

Grundlage für die Tätigkeit des Staatsanwalts in der 
Allgemeinen Aufsicht bilden die Gesetze der Volks­
kammer, die Beschlüsse und Verordnungen des Mini­
sterrats sowie die Durchführungsbestimmungen zu den 
Gesetzen und Verordnungen, ferner Anordnungen der 
Minister. Grundlage seiner Tätigkeit sind dagegen 
nicht die Beschlüsse örtlicher Organe, z. B. zur Orga­
nisierung der Durchführung der Frühjahrsbestellung, 
der Ernte, von Aufgaben im Bauwesen usw. Werden 
solche Beschlüsse durch Maßnahmen untergeordneter 
Organe verletzt, so besteht für den Staatsanwalt keine 
Veranlassung, von den Mitteln der Allgemeinen Auf­
sicht Gebrauch zu machen. Jedoch kann er bei seiner 
Aufsicht über die Einhaltung gesetzlicher Bestimmun­
gen hilfsweise auch Beschlüsse der örtlichen Organe 
heranziehen.

Der Staatsanwalt muß auch aus der Beachtung der 
Beschlüsse der höheren Räte durch die unteren Räte 
Schlußfolgerungen ziehen für die Durchsetzung des 
demokratischen Zentralismus, dessen Grundsätze im 
Gesetz über die örtlichen Organe der Staatsmacht 
konkret bestimmt sind; er wird in Ratssitzungen dar­
auf hinweisen usw.

Die Abteilung V der Obersten Staatsanwaltschaft 
hat zu gewährleisten:

al die Ausarbeitung der Schwerpunktaufgaben für 
die Abteilungen V der Bezirksstaatsanwaltschaften, 
und zwar auch hinsichtlich des neuen Aufgabenbe­
reichs in den WB, die Herausgabe entsprechender , 
Hinweise für die Hauptaufgaben;

b) einen engen Kontakt zu den wichtigsten Abtei­
lungen der Staatlichen Plankommission, zum Ministe­
rium des Innern (Staatssekretär für Angelegenheiten 
der örtlichen Räte), zu anderen Ministerien (z. B. 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, für Bau­
wesen, für Finanzen), zu der Zentralen Kommission 
für Staatliche Kontrolle sowie besonders zum Bundes­
vorstand des FDGB;

c) eine schnelle Information der Bezirke nach Aus­
wertung der Arbeitsergebnisse und der Feststellungen 
der Instrukteure sowie der Mitteilungen aus den Be­
zirken.

Der erste Erfahrungsaustausch über die Arbeit mit 
dem neuen Gesetzeswerk wird mit den in der Allge­
meinen Aufsicht tätigen Staatsanwälten Mitte Mai in 
drei dezentralen Dienstbesprechungen durchgeführt. 
Diese Aufgabe steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Vorbereitung auf die Schwerpunktaufgaben 
im zweiten Halbjahr 1958. Es ist konkret festzulegen, 
wie die Staatsanwälte z. B. die weitere Überwachung 
der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen für die 
Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft sowie 
der Kohle- und Energiewirtschaft mit der Durch­
setzung der Prinzipien des Gesetzes über die Ver­
vollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparats verbinden können.

Über diese Aufgaben auf speziellen Sachgebieten 
hinaus aber ist erforderlich, mit der Arbeit der Allge­
meinen Aufsicht auf die Werktätigen auch politisch- 
ideologisch einzuwirken, das Gesetzeswerk in Betriebs­
versammlungen zu erläutern und dabei Grundfragen 
der Politik unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht zu be­
antworten.

I 1 .
Die Durchführung des Gesetzes über die Vervoll-' 

kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staats­
apparats muß vor jedem Anschlag des Klassengegners 
geschützt werden. Es bedarf daher einer ständigen Be­
obachtung aller Maßnahmen, die mit der Durchführung 
des Gesetzes Zusammenhängen. Die Kraft der Staats­
anwaltschaft muß sich auf die reibungslose Verwirk­
lichung aller mit dem Gesetz zusammenhängenden 
Maßnahmen konzentrieren. Dem Gegner darf keine 
Möglichkeit gegeben werden, durch Feindtätigkeit 
die Durchführung des Gesetzes zu schädigen oder zu 
hemmen.
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